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Die moderne Demokratie ist aber
auch eine Verbändedemokratie. Ver-
bände vertreten die Interessen un-
terschied licher gesellschaftlicher
Gruppierungen – sie sind „Lobbyis-
ten“: z.B. als Gewerkschaften für
die Interessen der Arbeitnehmer, als
Arbeitgeberverbände für die Be-
lange der Arbeitgeber; Automobil-
clubs sind die Lobby der Autofahrer
und die Bauernverbände sprechen
für die Landwirte in Deutschland. 

Wer den Tierschutz verbessern will,
ist in diesem Sinne ebenfalls Lobby-
ist. Er tut das mit dem Bewusstsein,
nicht seine eigenen Interessen, 
sondern die Interessen der Mitge-
schöpfe zu vertreten, die das selbst
nicht können. Tierschützer repräsen-
tieren nicht Finanzkraft, stattdessen
aber moralische Überzeugungskraft.

Tierschutzvereine und –verbände
sind parteipolitisch neutral
Das bedeutet, dass sie ihre Mitglie-
der nicht zur Wahl einer bestimmten
Partei auffordern. Aber es ist ihr

gutes Recht, Auszüge aus Partei -
programmen, die den Tierschutz 
betreffen, zu veröffentlichen, Poli-
tikern Fragen zu stellen und nach-
zuhaken. 800.000 organisierten
Tierschützerinnen und Tierschüt-
zern und vielen Millionen Unter-
stützern ist nämlich nicht ent -
gangen, dass eine wirksame Novel-
lierung des Tierschutzgesetzes bis-
her durch die Tier nutzerlobby und
ihren parteipolitischen Einfluss im
Bundestag verhindert wurde. Und
auch eine Stärkung des praktischen
Tierschutzes vor Ort steht seit Jah-
ren aus.

Deshalb haben wir vor einiger Zeit
die fünfzehn Kandidatinnen und
Kandidaten, die in Essen und
Essen/Mülheim für die im Bundes-
tag vertretenen Parteien in den
Bundestagswahlkampf gehen, ge-
beten, uns ihre Positionen zum
Tierschutz mitzuteilen.

Als Ergebnis stellen wir Ihnen in
dieser Broschüre die Antworten

derjenigen örtlichen Kandidatinnen
und Kandidaten vor, die auf unsere
Fragen geantwortet haben. Und
wir präsentieren Ihnen die „offiziel-
len“ Antworten der im Bundestag
vertretenen Parteien auf einige
Wahlprüfsteine des Deutschen Tier-
 schutz bundes. Da gibt es an der
einen oder anderen Stelle durchaus
Unterschiede in den Aussagen von
Kandidat/in und Partei – aber das
ist ja auch Ausdruck lebendiger 
Demokratie. Ergänzt wird unsere
„tierschutzpolitische“ Entschei-
dungshilfe durch Auszüge aus den
Wahl- und Regierungsprogrammen
der Parteien zur Bundestagswahl
2013, in denen auf Tierschutzthe-
men Bezug genommen wird.

Informieren Sie sich, prüfen
Sie Argumente und Positio-
nen, gehen Sie zur Wahl! Und
wählen Sie am 22. September
2013 einen tierschutzfreund-
licheren Bundestag!

Für einen 
tierfreundlicheren Bundestag

Am 22. September 2013 ist Bundestagswahl. Beherrschend 
im Bundestagswahlkampf werden die Themen Wirtschaft, 
Arbeit, Soziales und Bildung sein. Das betrifft die Menschen 
ganz unmittelbar – deshalb setzen sich in unserer Demokratie 
die politischen Parteien mit mehr oder weniger deutlichen
Schwerpunkten für diese Themen ein. 

Ihre Elke Esser-Weckmann
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Der Zirkus mit Wildtieren muss ein Ende haben
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CDU/CSU

Gute Tierhaltung und bester Tier-
schutz
Artgerechte Tierhaltung und ein
hohes Tierschutzniveau sind für uns
von zentraler Bedeutung. Wir wollen
Ställe, in denen Tiere gute Haltungs-
bedingungen haben. Deshalb fördern
wir neue tiergerechte Ställe und erhö-
hen die Forschungsmittel zur Verbes-
serung der Haltungsformen. Ebenso
werden wir Maßnahmen zur Verrin-
gerung des Einsatzes von Antibiotika
in der Tierhaltung vorantreiben. Sach-
kunde und Qualifikation sind für uns
unabdingbare Voraussetzung für die
Tierhaltung. Wir setzen uns für ein-
heitlich höhere Tierschutzstandards
mit einer Reduzierung und festen
Begrenzung der Tiertransportzeiten in
der EU ein. Der wichtigen Arbeit der
Imker gilt unsere Wertschätzung.
Zum Schutz der Bienen werden wir
Forschungsprojekte ausbauen.
(Quelle: Regierungsprogramm 2013 – 2017)

SPD

Tierschutz ist ein unverzichtbarer
Bestandteil verantwortungsvoller
Ernährungs-, Landwirtschafts-, Ver-

braucher- und Umweltpolitik. Wir
sind stolz darauf, dass es unter 
unserer Regierungsverantwortung
gelungen ist, den Tierschutz im
Grundgesetz zu verankern, und wer-
den dieses Prinzip auch auf die Ein-
zelgesetzgebung anwenden, z.B. in
der Unterbindung von Qualzucht.

Mit einem Verbandsklagerecht
werden wir Tierschutzorganisationen
die rechtliche Handhabe geben, wir-
kungsvoller gegen Tierschutz-Verstö-
ße vorzugehen. Die landwirtschaftli-
che Nutztierhaltung muss sich stärker
an den Bedürfnissen der Tiere aus-
richten. Dafür müssen die Forschung
für eine moderne Landwirtschaft
gestärkt, entsprechende Haltungssy-
steme vorgegeben und der Antibio-
tika-Einsatz in der Tierhaltung dra-
stisch vermindert werden. Die Inten-
sivtierhaltung werden wir durch
geeignete gesetzliche Maßnahmen
zurückdrängen und insbesondere den
Kommunen mehr Möglichkieten zur
baurechtlichen Steuerung geben. 

Es braucht eine Kennzeichnung von
Lebensmitteln aus artgerechter Hal-
tung: transparent, einfach und ver-
braucherfreundlich. Ein weiteres Ziel
ist die systematische Qualitätskon-

trolle für die Tiergesundheit in der
Landwirtschaft.

Den Handel mit und die Haltung
von Tieren, insbesondere auch von
Wildtieren und exotischen Tieren,
wollen wir bundeseinheitlich regeln.
Der Import von Wildfängen soll gene-
rell verboten werden und gewerbliche
Tierbörsen werden wir schließen. Die
Anzahl der Tierversuche wollen wir
verringern und uns für die Verbrei-
tung der 3-R-Methoden (zu deutsch:
Vermeiden, Verringern, Verbessern) in
der Forschung einsetzen. Wir wollen
alternative Forschungsmethoden för-
dern, die ohne oder mit weniger Tie-
ren auskommen bzw. weniger
schmerzhafte Verfahren beinhalten.
(Quelle: Das WIR entscheidet. Das Regierungs-

programm 2013 – 2017)

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Wir GRÜNE halten das System der
Massentierhaltung für nicht ver-
antwortbar. Deshalb wollen wir die
Errichtung neuer Riesenställe und
Megamastanlagen stoppen. Die Tier-
zucht ist auf Gesundheit und Lebens-
leistung auszurichten und nicht als
Qualzucht auf immer mehr Milchlei-

Tierschutz 
im Programm der Parteien
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Drangvolle Enge bei Masthühnern – eine echte QualEin Leben in Ständerhaltung – heutige Sauenhaltung
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stung, Fleischansatz, Eier- oder Fer-
kelzahl ohne Rücksicht auf die phy-
siologischen Grenzen des Lebewe-
sens. Die Subventionierung der Mas-
sentierhaltung gehört abgeschafft,
genau wie ihre Privilegien im Bau-
recht. Wir wollen Anlagen, die immis-
sionsschutzrechtlich genehmigt wer-
den müssen, die Privilegierung ent-
ziehen.

Wir wollen mit einem neuen Tier-
schutzgesetz für tiergerechte Hal-
tungsbedingungen sorgen, eine lük-
kenlose Transparenz der Tierarznei-
mittelströme schaffen und den
Antibiotikamissbrauch durch stren-
gere Haltungs- und Behandlungsvor-
schriften und verbindliche Antibioti-
kaleitlinien verhindern. Das Kontroll-
system in der Tierhaltung muss
deutlich verbessert werden.

Wir sind der Überzeugung, dass unse-
re Tiere ein Anrecht auf ein artge-
rechtes Leben ohne unnötiges Lei-
den haben. Gemeinsam mit der Tier-
schutzbewegung haben wir dafür
gesorgt, dass der Tierschutz als
Staatsziel ins Grundgesetz aufge-
nommen wurde. Tiere wollen wir um
ihrer selbst willen schützen, deshalb
werden wir das Tierschutzgesetz
gründlich überarbeiten.

Damit die Rechte der Tiere besser ver-
treten werden können, fordern wir
ein Verbandsklagerecht für aner-
kannte Tierschutzorganisationen und
eine/n Bundesbeauftragte/n für Tier-
schutz. Außerdem fordern wir

Schwerpunkt-Staatsanwaltschaften
für den Tierschutz, damit Verstöße
gegen das Tierschutzgesetz effektiv
verfolgt werden können.

Tierschutz und artgerechte Tier-
haltung sollen in den Ställen Einzug
halten. Dazu gehören auch ausrei-
chender Weidegang und Auslauf. Die
Käfighaltung von Legehennen,
Kaninchen und anderen Tieren muss
beendet werden. Sie darf auch nicht
mehr durch deutsche Exportbürg-
schaften für hier verbotene Käfighal-
tung in Drittländern gefördert wer-
den. Wir wollen verbindliche Zucht-
und Haltungsvorschriften für alle Tier-
arten einführen. Die Haltung von
Schweinen und Rindern auf nacktem
Beton und Vollspaltenböden, das
Zusammenpferchen von Hühnern
und Puten auf engstem Raum, Was-
sergeflügel ohne Zugang zu Wasser
– das alles ist ein Skandal.

Die Haltung von Nutztieren muss
sich zukünftig an den arteigenen,
natürlichen Bedürfnissen einer Tierart
und damit am Tierwohl orientieren.
Qualzuchten und die Praxis, Tiere
etwa durch das Kupieren ihrer Schnä-
bel oder Schwänze an nicht artge-
rechte Haltungssysteme anzupassen
oder durch Brandzeichen zu miss-
handeln, wollen wir verbieten.

Mit Schmerzen verbundene Eingriffe
wie die Ferkelkastration dürfen nur
mit Betäubung erfolgen oder müssen
gänzlich unterbleiben. Tiertrans-
porte innerhalb Deutschlands wollen

wir auf eine Dauer von höchstens vier
Stunden begrenzen und wir wollen
die Schlachtmethoden auf Schlacht-
höfen verbessern. Dazu gehört die
Überprüfung der CO2-Betäubung
ebenso wie die Beendigung der
Akkordarbeit und des Einsatzes von
unqualifiziertem Personal. Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern wollen
wir es durch eine verbindliche Tier-
haltungskennzeichnung erleich-
tern, sich für Produkte aus artge-
rechter Haltung zu entscheiden.

Tierversuchewollen wir konsequent
reduzieren und langfristig komplett
ersetzen. Dafür werden wir die Ent-
wicklung von Alternativen zum Tier-
versuch gesetzlich fördern und ihren
Einsatz verpflichtend machen. Wir
fordern ein nationales Kompetenz-
zentrum für tierversuchsfreie Metho-
den. Die Ethikkommission zur Bewer-
tung von Tierversuchen wollen wir
mindestens zur Hälfte mit Vertretern
des Tierschutzes besetzen. Versuche
an Menschenaffen sollen strikt ver-
boten werden.

Zum Schutz von Haustieren wollen
wir einen Fachkundenachweis ein-
führen. Auch Wildtieremüssen wir
besser schützen. Dafür fordern wir
ihre Haltung im Zirkus zu verbieten
sowie eine Novelle der rechtlichen
Vorgaben für die Zootierhaltung.
Den Import und die private Haltung
regeln wir über die Einführung einer
Positiv-Liste und ein Verbot von 
Wildtierbörsen. Auf europäischer
Ebene muss der Tierschutz durch
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Importverbote von unter tierquäleri-
schen Bedingungen erzeugten Pro-
dukten, Jagdtrophäen und wild
gefangenen Tieren gestärkt werden.
International wollen wir den Schutz
bedrohter Arten im Sinne des Vor-
sorgeprinzips weiter voranbringen.
(Quelle: Zeit für den grünen Wandel. Bundes-

tagswahlprogramm 2013)

FDP

Für uns Liberale hat der Tierschutz
seit Jahren eine zentrale Bedeu-
tung. Freie Demokraten orientieren
sich dabei an den fünf Freiheiten: 
Freisein von Hunger und Durst; Frei-
sein von Unbehagen; Freisein von
Schmerz, Verletzung, Krankheit; Frei-
sein zum Ausleben artgerechter Ver-
haltensweisen; Freisein von Angst
und Leiden. Im Mittelpunkt unserer
weiteren Bemühungen stehen die
Grundsätze nachhaltigen Wirtschaf-
tens, die Vermeidung ökonomischer

Fehlanreize, eine artgerechte Tier-
haltung und –ernährung sowie
deren effektive Kontrolle. Außerdem
unterstützen wir die Verringerung der
Anzahl von Tierversuchen durch den
verstärkten Einsatz alternativer
Methoden. Da erfolgreicher Tier-
schutz nur auf europäischer Ebene
verwirklicht werden kann, fordern wir
eine engagiertere Politik der EU in
diesem Bereich.

Wir brauchen eine nachhaltige
Fischerei, die die Bestände erhält, art-
gerecht ist und den Tierschutz sichert.
(Quelle: Bürgerprogramm 2013)

DIE LINKE

DIE LINKE fordert eine bodenge-
bundene und tiergerechte Nutz-
tierhaltung. Haltungsformen müs-
sen an die Tiere angepasst werden.
Quälerische Praktiken in der Tierhal-
tung müssen unterbunden und

Transporte lebender Tiere auf maxi-
mal vier Stunden begrenzt werden.
Der Einsatz von Antibiotika ist auf
das Nötigste zu reduzieren und nur in
wirklichen Krankheitsfällen und nicht
prophylaktisch zu verabreichen. Bei
neuen oder unbekannten Tierkrank-
heiten wollen wir einen Notfonds für
betroffene Betriebe. Zur Durchset-
zung des Tierschutzrechtes sind die
Behörden finanziell und personell
besser auszustatten.

Wir wollen eine bienenfreundliche
Landnutzung. Bienen und andere
Insekten wollen wir vor Pestiziden
und Gentech-Pflanzen schützen.

Bürgerinnen und Bürger sowie
Umwelt-, Tierschutz- und Natur-
schutzverbände sollen umfassende
Informations-, Beteiligungs- und Kla-
gerechte erhalten.
(Quelle: 100% sozial. Wahlprogramm zur Bun-

destagswahl 2013)

Die Tierschutz-Stimmkarte für die Bundestagswahl 2013

Die Partei ist für...

... eine grundlegende Neufassung des Nein Ja Nein Ja Ja
Tierschutzgesetztes

... die Einführung einer Tierschutz- Nein Ja Nein Ja Ja
Verbandsklage

... die Abschaffung von Tierversuchen Ja Ja
in 10 bis 20 Jahren

... das zeitnahe Ende der Legehennen- Nein Ja Nein Ja Ja
haltung in Kleingruppen-Käfigen

... eine grundlegende Novelle des Nein Ja Nein Ja Ja
Bundesjagdgesetzes

... das generelle Verbot des Nein Ja Ja Ja Ja
Schenkelbrandes bei Pferden

... eine bundeseinheitliche und kostende- Nein Ja Nein (Ja) Ja
ckende Erstattung der Tierheimarbeit

Ja = eindeutiges “Ja” (Ja) = “Ja”, mit Einschränkungen bzw. “Ja”, soweit wie möglich
Nein = eindeutiges “Nein” (Nein) = “Nein”, mit Einschränkungen bzw. kein eindeutiges “Nein”

(Nein, aber Weg
der Vermeidung

fortsetzen)

(Nein, aber auf
Mindestmaß 
reduzieren)

(Nein, aber auf
Mindestmaß 
reduzieren)



6 tier&umwelt

Sonderdruck

CDU/CSU

Tierheime übernehmen eine wichtige
öffentliche Aufgabe. Zusammen mit
den Tierschutzverbänden setzen sich
CDU und CSU für eine verlässliche und
sachgerechte Finanzierung für sie ein.
Eine Zuständigkeit des Bundes für die
Finanzierung von Tierheimen besteht
nicht. Gemäß Artikel 104a Abs. 1
Grundgesetz müssen der Bund und
die Länder gesondert die Ausgaben
tragen, die sich aus der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben ergeben. Demzufolge
ist z. B. die Fundtierunterbringung eine
kommunale Aufgabe. 

CDU und CSU begrüßen es, wenn die
Länder entsprechende Empfehlungen
zum Umgang mit Fundtieren geben,
die für die Kommunen eine Richt-
schnur der Einordnung der jeweiligen
Tiere und für die Kostenerstattung
sind. Wie auch der Deutsche Tier-
schutzbund festgestellt hat, gibt es bei
der sachgerechten Kostenerstattung
für die Tierheime auf lokaler wie auf
Landesebene deutliche Fortschritte.

SPD 

Ja.

Wir kennen die Probleme der Tierheime
sehr gut. Tatsächlich ist die finanzielle
Situation der Tierheime deutschland-
weit prekär, v. a. da sie viele kommuna-
le Aufgaben übernehmen, zugleich aber
zu wenig finanzielle Kompensationen
erhalten. Wir hatten bereits im Februar

2011 einen entsprechenden Antrag
„Tierheime entlasten – Einheitliche
Regelungen schaffen“ eingebracht. Die
SPD begrüßt jede finanzielle Stärkung
der Tierheime. Daher fordern wir kon-
krete Verhandlungen, um klare und
bundesweit einheitliche Rahmenrege-
lungen für die Fundtierkostenerstat-
tung, ihren Umfang und die Zuständig-
keiten für Fundtiere und herrenlose Tiere
zu schaffen und damit auch den Begriff
des Fundtieres eindeutig zu klären. Nur
gemeinsam in Gesprächen mit Tier-
schutzvereinen, kommunalen Vertre-
tern und Vertretern der Länder können
wir Lösungen finden, die die Tierheime
bei der Wahrnehmung der öffentlichen
Aufgaben unterstützen. Die SPD setzt
sich bereits seit 2011 dafür ein, dass sich
die Bundesländer an der Finanzierung
von Tierheimen angemessen beteiligen
und dauerhafte Investitions- und Not-
hilfefonds zur Unterstützung der Tier-
schutzvereine geschaffen werden.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Ja. 

Tierheime müssen so ausgestattet wer-
den, dass sie ihre Aufgaben erfüllen
können. Die dafür zuständigen Kom-
munen müssen entsprechend finanziell
ausgestattet werden, damit dies flä-
chendeckend möglich ist.

FDP

Nein. 

Das Unterhalten von Tierheimen ist
Aufgabe der Kommunen und unter-
liegt deren Selbstverwaltung. Unter
der christlich-liberalen Koalition hat
sich das Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz mit den Tierschutz-
verbänden und kommunalen Spit-
zenverbänden darauf geeinigt, nach
Lösungsansätzen rund um die Lage
der Tierheime (u. a. Fragen der
Finanzierung, Definition ‚Fundtier‘)
innerhalb einer Arbeitsgruppe zu
suchen. Die Arbeit wurde bereits
aufgenommen und wir sollten kon-
struktive Ergebnisse dieses Dialogs
abwarten.

DIE LINKE

Unstrittig ist, dass die Tierheime
finanziell ausreichend ausgestattet
sein müssen. Unstrittig ist auch, dass
das heute meist nicht der Fall ist. Der
Bund darf sich dabei nicht aus der
Verantwortung stehlen und diese
Aufgabe allein den damit überfor-
derten Kommunen aufbürden.
Schließlich ist die hohe Auslastung
der Tierheime auch eine Folge tier-
schutz- und sozialpolitischen Versa-
gen des Bundes. 

Die Diskussion darüber, wie eine
angemessene Beteiligung des Bun-
des an einer ausreichenden finan-
ziellen Ausstattung der Tierheime
gewährleistet werden kann, ist
innerhalb der LINKEN noch nicht
abgeschlossen.

Praktischer Tierschutz 
(Quelle: Wahlprüfsteine des Deutschen Tierschutzbundes e.V.)

Frage: Wird Ihre Partei sich auf föderaler Ebene für einen bundes-
einheitlichen Rahmen für die kostendeckende Erstattung der von
Tierheimen übernommenen staatlichen Leistungen einsetzen? 

Frage: Wird sich Ihre Partei für einen Sonder-Investitionstopf
für Tierheime aus gemeinsamen Mitteln des Bundes, des Lan-
des und der Kommunen einsetzen?
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CDU/CSU

Hunde, die in Europa über Länder-
grenzen transportiert werden, müs-
sen einen Chip tragen. Innerhalb
Deutschlands ist das Chippen auf
freiwilliger Basis möglich. Um die
regional auftretenden Probleme mit
Streunerpopulation von Katzen bes-
ser in den Griff zu bekommen und
diese nicht noch durch freilaufende
Hauskatzen zu verstärken, ist die
Frage der Kastrations- und Registrie-
rungspflicht für Katzen mit dem
neuen Tierschutzgesetz beantwor-
tet worden. Den Landesregierungen
wurde die Möglichkeit zur Einfüh-
rung einer Kastrationspflicht einge-
räumt, die durch eine Kennzeich-
nungs- und Registrierungspflicht
ergänzt werden kann. 

CDU und CSU halten es für richtig,
einen bundeseinheitlichen Rahmen
zu schaffen, die konkrete Entschei-
dung aber den Landesregierungen
zu überlassen. Dort, wo es nicht nötig
ist, wollen CDU und CDU die meisten
sehr verantwortungsvollen Katzen-
halter nicht mit Auflagen, Bürokratie
und Kosten belasten. Eine tier-
schutzfachliche Notwendigkeit für
eine bundesweite Registrierung und
Kennzeichnung von Katzen und
Hunden sehen wir nicht. 

Eine verbindliche Kennzeichnungs-
pflicht und Registrierung aller Hunde,
Katzen und weiteren Heimtiere hal-
ten wir schon angesichts von fünf
Millionen privat gehaltener Hunde
und einer noch größeren Anzahl von
Katzen auch für nicht durchführbar.

Es wäre mit einem ähnlichen Ver-
waltungs- und Kostenaufwand zu
rechnen wie bei der Kraftfahrzeug-
zulassung. Dem Problem der Aus-
setzung von Heimtieren würde eine
Registrierung dagegen wegen der
mangelnden Kontrollierbarkeit nicht
effektiv entgegenwirken. 

CDU und CSU begrüßen aber, dass
der Deutsche Tierschutzbund als
größte Tierschutzorganisation auf
privater Basis die Möglichkeit der
freiwilligen Kennzeichnung und
Registrierung von Katzen, Hunden
und anderen Heimtieren geschaffen
hat. Dies hilft bei der Wiederauffin-
dung entlaufener Hunde und Katzen
und ist ein Beispiel für vorbildliche
Privatinitiative in unserem Gemein-
wesen.

Katzenelend
(Quelle: Wahlprüfsteine des Deutschen Tierschutzbundes e.V.)

Frage: Wird sich Ihre Partei für eine Katzen-
schutzverordnung mit einer Kastrations-
pflicht für Katzen aus Privathaltungen mit
Freigang einsetzen? 
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SPD 

Ja. 

Die SPD fordert bereits seit 2010
eine bundesweite Regelung zur ver-
pflichtenden Kennzeichnung, Regi-
strierung und Kastration von Katzen
mit Freilauf und freilebenden Kat-
zen. 

Der Hintergrund ist klar: Die unkon-
trollierte Fortpflanzung von Katzen
mit Freilauf und freilebenden Katzen
führt zu unnötigem Tierleid. Ver-
wilderte Katzen müssen häufig
unter tierschutzwidrigen Beding -
ungen leben und sind oftmals 
Überträger infektiöser Krankheiten.
Obwohl Tierschutzverbände bereits
versuchen, viele wild lebende Kat-
zen weiträumig zu kastrieren, stel-
len sie einen unkontrollierten
Anstieg der Population wild leben-
der Katzen fest. Viele Katzenbesit-
zer versäumen es, ihre Tiere kastrie-
ren zu lassen. So kann ein weiterer
Anstieg der Population nicht ver-
hindert werden. 

Viele Tierheime sind aufgrund der
Katzenschwemme und der damit
verbundenen finanziellen Kosten
überlastet und verhängen zum Teil
Aufnahmestopps. Sie haben weder
Platz noch finanzielle Mittel, sich
der fortwährend steigenden Anzahl
der Katzen anzunehmen. Eine 
Kast ra tionsmöglichkeit zur Vermei-
dung unkontrollierter Fortpflanzung

ist nach unserem Tierschutzgesetz
zwar erlaubt, es gibt jedoch keine
verpflichtende bundeseinheitliche
Verordnung, die eine Kastration für
Katzen verbindlich vorschreibt. Das
europäische Übereinkommen über
den Schutz von Heimtieren befür-
wortet diese Möglichkeit ausdrück-
lich in Artikel 12, sofern die Anzahl
der streunenden Tiere ein Problem
darstellt. Städte wie Paderborn, 
Delmenhorst und Düsseldorf haben
bereits eine solche Pflicht durch ent-
sprechende Verordnung erteilt.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Ja. 

Die wachsenden Populationen frei-
laufender und freilebender Katzen in
Deutschland stellt auch eine Bedro-
hung für z. B. bodenbrütende Vögel
dar. Den Abschuss von Katzen leh-
nen wir strikt ab. Ein wirksames
Instrument, die Populationen zu
kontrollieren ist eine Kastrations-
pflicht, die durch entsprechende För-
derprogramme unterstützt wird.

FDP

Nein. 

Die Katzenüberpopulation und die
Aufnahme herrenloser und freilau-
fender Katzen durch die Tierheime
treiben die Träger in finanzielle Not.

Dieses gilt es zu vermeiden. Vor die-
sem Hintergrund ist die Kastration
von Katzen ein richtiger Ansatz. Eine
von oben aufgelegte Kastrations-
pflicht ist jedoch aus Gründen des
Subsidiaritätsprinzips und aus Grün-
den der praktischen Umsetzung
nicht erstrebenswert. Vielmehr sol-
len die Tierhalter über ihre Pflichten
und tierschutzrelevanten Aspekte
der Heimtierhaltung aufgeklärt und
zu Kastration und Kennzeichnung
ihrer Haustiere motiviert werden. 

Die christlich-liberale Koalition hat
bei der Novelle des Tierschutzgeset-
zes lokal begrenzte Maßnahmen zur
Eindämmung einer Katzenpopulati-
on ermöglicht, wenn die Größe der
Population in einem bestimmen
Gebiet bei den freilebenden Katzen
erhebliche Schmerzen, Leiden oder
Schäden verursacht. Zu den lokal
begrenzten Maßnahmen zählen
neben einem zeitweiligen Auslauf-
verbot für Katzen und Kater auch
Kennzeichnungspflichten für soge-
nannte Freigänger.

DIE LINKE

Die Bundestagsfraktion DIE LINKE
hat zur Kastrationspflicht keine ein-
heitliche Meinung.

Alle Ergebnisse der Aktion „Wahlprüfsteine“ des

Deutschen Tierschutzbundes e.V. sind zu finden

auf: www.tierschutzbund.de/bundestagswahl


